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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Der im Berichtsjahr angekündigte Rücktritt von Peter Spuhler (svp, TG) und der längere
gesundheitsbedingte Ausfall von Natalie Rickli (svp, ZH) lösten eine Debatte über die
Grenzen des Milizsystems aus. Spuhler kündigte an, aufgrund seiner hauptberuflichen
Belastung keine Zeit mehr für die nationale Politik zu haben und Rickli musste sich
aufgrund eines Burnouts behandeln lassen. Auf der einen Seite wurde moniert, dass
aufgrund des hohen Zeitaufwands und der hohen Entschädigung für nationale Mandate
das Milizsystem sowieso ein Mythos sei. Auf der anderen Seite wurde argumentiert, dass
das halbprofessionelle Parlament zur Schweiz gehöre und wesentlich effizienter sei als
ein Berufsparlament. Darüber hinaus seien Milizparlamentarier unabhängiger von
Partei- und Verbandsinteressen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.12.2012
MARC BÜHLMANN

Für einige Polemik sorgte eine Rangliste aufgrund der Abwesenheit der Nationalräte,
die von der Internetplattform Politnetz erstellt wurde. Berücksichtigt wurden dabei alle
1'448 Abstimmungsprotokolle seit Legislaturbeginn im Winter 2011 bis zur Wintersession
2012. Die Rangliste wurde angeführt von Peter Spuhler (svp, TG), der bei 44% aller
Abstimmungen fehlte, gefolgt von Christoph Blocher (svp, ZH) mit einer Absenzenquote
von 38% und Hans Grunder (bdp, BE) mit 33%. Im Schnitt lag die Quote bei rund 10%. In
der Folge reichte Yvette Estermann (svp, LU) Ende Berichtjahr eine Motion ein, mit der
sie eine Streichung der Sitzungsgelder bei unentschuldigtem Fehlen an mehr als 30%
der Abstimmungen fordert. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.12.2012
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr wurden nicht weniger als elf Parlamentsmandate neu besetzt. Die
Mutationen waren einerseits Folgen kantonaler Wahlen. Gleich drei Genfer Nationalräte
– Luc Barthassat (cvp), Antonio Hodgers (gp) und Mauro Poggia (mcg) – wurden in den
Genfer Regierungsrat gewählt. Auch Yvan Perrin (svp) und Alain Ribaux (fdp) zogen das
kantonale Exekutivamt in Neuenburg dem nationalen Parlamentsmandat vor. Für die
fünf abtretenden Parlamentarier rutschten Guillaume Barazzone(cvp/pdc GE), NR/CN]
(cvp, GE), Anne Mahrer (gp, GE), Roger Golay (mcg, GE), Raymond Clottu (svp, NE) und
Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) nach. Golay wurde – im Gegensatz zu seinem Vorgänger
Poggia – in die SVP-Fraktion aufgenommen. Bereits 2012 waren Franziska Teuscher (gp,
BE) und Ursula Wyss (sp, BE) in die Stadtberner Regierung gewählt worden. Sie traten
ebenfalls von ihren Nationalratsmandaten zurück und wurden im Berichtjahr durch
Aline Trede (gp, BE) und Nadine Masshardt (sp, BE) ersetzt. Bereits 2012 ihren Rücktritt
angekündigt hatten Hildegard Fässler-Osterwalder (sp, SG) und Peter Spuhler (svp, TG),
nach 16 resp. 13 Jahren Tätigkeit im nationalen Parlament. Hans-Jürg Fehr (sp, SH), ein
weiterer lang gedienter Parlamentarier, trat nach 14 Jahren zurück. Für die SP St. Gallen
wurden Claudia Friedl, für die SP Schaffhausen Martina Munz und für die SVP Thurgau
Verena Herzog neu vereidigt. Seinen Rücktritt für 2014 kündigte Fulvio Pelli (fdp, TI) an.
Auch im Ständerat wird es noch vor den Gesamterneuerungswahlen 2015 zu
Veränderungen kommen. Für den verstorbenen Pankraz Freitag (fdp, GL) musste im
Kanton Glarus eine Ersatzwahl durchgeführt werden, die auf das Frühjahr 2014
angesetzt wurde. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Mit Thomas Egger (cvp, VS) und Samuel Bendahan (sp, VD) wurden in der Sommersession
2017 zwei neue Nationalratsmitglieder willkommen geheissen. Beide rutschten nach,
weil die Vorgängerin bzw. der Vorgänger in kantonale Regierungen gewählt worden
waren. Egger, der in der CSP-Oberwallis ist und damit im Nationalrat der CVP-Fraktion
angehört, wurde als Nachfolger des in die Walliser Regierung gewählten Roberto
Schmid vereidigt. Bendahan - Nachfolger der in die Waadtländer Exekutive bestellten
Cesla Amarelle - legte das Gelübde ab. In den letzten Jahren kamen Wechsel aus dem
Bundeshaus in kantonale oder kommunale Exekutiven relativ häufig vor: Neben Schmid
und Amarelle waren auch Jean-François Steiert (Staatsrat in Fribourg, SP), Alec von
Graffenried (Stadtpräsident in Bern, Grüne), Filippo Leutenegger (Stadtrat in Zürich,
FDP), Antonio Hodgers oder Mauro Poggia (beide Conseiller d'Etat in Genf, Grüne bzw.

WAHLEN
DATUM: 15.06.2017
MARC BÜHLMANN
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MCG) diesen Weg gegangen. 4

Seit der sogenannten «Kasachstan-Affäre» waren einige Monate vergangen und im
Parlament schien das Thema Lobbying im Jahr 2017 – mit Ausnahme einer
parlamentarischen Initiative Berberat (sp, NE) mit der Forderung nach transparenterem
Lobbying, die von den Räten wie eine heisse Kartoffel hin- und hergeschoben wurde –
an Priorität verloren zu haben. Dies sah in der gesellschaftlichen Debatte allerdings
etwas anders aus.  

Im Frühling sorgte eine Idee von Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE,
mcg) für Schlagzeilen. Die beiden Regierungs- und ehemaligen Nationalräte wollten mit
einer Volksinitiative dafür sorgen, dass Parlamentsmitglieder nicht mehr im
Verwaltungsrat einer Krankenkasse sitzen oder anderweitig mit einer solchen
verbunden sein dürfen. Damit sollten die steigenden Krankenkassenprämien gebremst
werden. Die Idee stiess bei betroffenen Parlamentsmitgliedern auf Gegenwehr: Konrad
Graber (cvp, LU), Verwaltungsrat der CSS, und Heinz Brand (svp, GR), Präsident des
Krankenkassen-Dachverbandes Santésuisse, hielten die Idee für nicht zielführend. Es
handle sich um eine «Verunglimpfung der Krankenkassen», gaben sie der Luzerner
Zeitung zu Protokoll. Die Unterschriftensammlung für das Begehren wurde im Oktober
2017 gestartet.  

Mitte März legte die Staatengruppe gegen die Korruption (Greco), bei der die Schweiz
seit 2006 Mitglied ist, einen Bericht vor, der mehrere Schwachstellen im Schweizer
Lobbyismussystem aufzeigte und Empfehlungen abgab. Unter anderem sollten
Parlamentsmitglieder verpflichtet werden, bei Ratsverhandlungen Interessenkonflikte
aktiv offenzulegen. Das Register der Interessenbindungen reiche nicht aus. Zudem
müssten finanzielle Interessen von Parlamentarierinnen und Parlamentariern
transparent gemacht werden. Dies ist in der Schweiz nach wie vor freiwillig. Die
Organisation Lobbywatch veröffentlichte eine Liste, mit der aufgezeigt wurde, dass
lediglich 37 Parlamentsmitglieder die Einkünfte aus ihren Mandaten vollständig
deklarierten. 

Eine Analyse von Forschern der Universitäten Lausanne und Genf um André Mach
wurde Mitte Mai von der Sonntags-Zeitung breit aufgemacht. Erstens zeigten die Daten,
dass sich die relevanten Interessenbindungen von Parlamentsmitgliedern zwischen 1992
und 2015 mehr als verdoppelt hatten, zwischen 2007 – seit dann müssen auf der Basis
des 2002 revidierten Parlamentsgesetzes alle Interessenbindungen obligatorisch
angegeben werden – und 2015 haben sie um 20 Prozent zugenommen. Für die Analyse
gilt eine Verbindung dann als relevant, wenn ein Mandat einem Sachgebiet zugeordnet
werden kann, zu dem das Parlamentsmitglied einen Bezug hat, etwa weil es in einer
entsprechenden Kommission sitzt. Zugenommen haben laut der Studie insbesondere
Verbindungen zu Interessenverbänden, welche die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier für Sitzungen, die laut Sonntags-Zeitung auch in Sitzungszimmern im
Bundeshaus selber stattfanden, mit «vielen Tausend Franken pro Jahr» entschädigten –
der Sonntags-Blick sprach von CHF 20'000 für vier Sitzungen, die Parlamentsmitglieder
etwa von der Groupe Mutuel erhalten haben sollen. Der Austausch von Expertenwissen
sei zwar für Milizparlamentarier wichtig, allerdings sei nicht klar, weshalb dies entlohnt
werden müsse, fragte die Sonntags-Zeitung rhetorisch. Die Zunahme der Bindungen
könne freilich durchaus auch als Zeichen für mehr Transparenz gelesen werden,
befanden die Forscher. Früher habe Interessenvertretung eher informell und im
vorparlamentarischen Prozess stattgefunden. Heute sei die Einflussnahme während des
parlamentarischen Prozesses wohl auch aufgrund des grösseren Parteienwettbewerbs
wichtiger und werde hier auch etwas transparenter. 
Eine Analyse der NZZ, die auf den gleichen Daten des «Observatoriums der Schweizer
Eliten (Obelis)» beruhte, brachte ein weiteres Argument für ein zunehmend
professionalisiertes Lobbying ins Spiel. Die Zeitung zeigte auf, dass sich die Wirtschaft
in den letzten 60 Jahren stark von der Politik entflechtet habe. Vor 60 Jahren habe
jedes vierte Parlamentsmitglied ein Spitzenamt in der Wirtschaft belegt, was heute
nicht mehr so sei. Die Überlegung liegt nahe, dass das damalige unmittelbare Lobbying
durch eine stärker mittelbares und organisierteres abgelöst wurde.

Auf Antrag von Thomas Minder (parteilos, SH) wurde in der Sommersession 2017 von den
Parlamentsdiensten eine «Lobbyistenzählung» durchgeführt, wie dies der «Blick»
betitelte. Zugang zum Parlament erhält, wer einen der beiden Dauerzutrittsausweise
(Badges) besitzt, die jedes Parlamentsmitglied vergeben darf, oder wer einen
Tagesausweis erhält, der ebenfalls von Parlamentsmitgliedern ausgestellt werden kann.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN
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Während der 11 Tage der Sommersession wurden 127 Lobbyierende mit Dauerzutritt und
386 mit Tagesausweis gezählt. Während die einen die Zahl als «an der oberen Grenze»
beurteilten (Pirmin Bischof; cvp, SZ), fanden Lobbyistenkreise die rund 50 Personen pro
Tag angemessen (z.B. Andreas Hugi; CEO eines Beratungsbüros). Zu reden gab aber die
hohe Zahl an Tageskarten. Damit würden die Transparenzregeln unterlaufen,
befürchtete Didier Berberat in der Zeitung Le Temps. 

Dass Interessengruppen gezielt auf Kommissionsmitglieder zugehen, zeigte eine Mitte
Juli 2017 veröffentlichte Untersuchung des Sonntags-Blick zur Gesundheitspolitik.
Allerdings – so das Sonntagsblatt – seien es nicht so sehr die Krankenkassen, sondern
die Ärzte, Spitäler und Patientenorganisationen sowie die Pharmaindustrie, die viele
Mandate vergeben hätten. «Die Genossen mit den Ärzten, die Liberalen mit der Pharma,
die CVP mit allen» fasste der Sonntagsblick den Befund zusammen, «wer mit wem im
Krankenbett» stecke. 5

Mit 9 Vorstössen pro Kopf hatten sich die Parlamentsmitglieder im Jahr 2017 nach
einer kurzen Baisse im Vorjahr (1'972 Vorstösse; 8 pro Kopf) wieder wesentlich mehr
Arbeit aufgehalst. Dabei kann bei allen Vorstossarten eine Zunahme beobachtet
werden: Es wurden mehr Anfragen (102; 2016: 87), mehr Anliegen für die Fragestunde
(663; 2016: 607), mehr Postulate (204; 2016: 174), mehr Motionen (403, 2016: 342) und
auch mehr parlamentarische Initiativen (129; 2016: 106) eingereicht. Noch nie wurden
zudem so viele Interpellationen eingereicht wie 2017 (718; 2016: 656).
Zwar gingen die 2017 vorgelegten Bundesratsgeschäfte ein wenig zurück (67; 2016: 72)
und das Parlament hatte etwas weniger Wahlgeschäfte (23; 2016: 29) sowie eine
Petition (22; 2016: 23) weniger zu erledigen als im Vorjahr, die Kantone reichten aber
2017 mehr Anliegen in Form von Standesinitiativen (22) ein als noch 2016 (19). 

In den Medien wurde Jean-Luc Addor (svp, VS) als «Vorstosskönig» (St. Galler Tagblatt)
ausgemacht, der seit seiner Wahl 2015 am meisten Vorstösse eingereicht habe. Er sei
sich bewusst, dass seine Vorstösse Kosten verursachten und dies nicht dem Ziel seiner
Partei, einen sparsamen Umgang mit Steuergeldern zu pflegen, entspreche; er mache
aber einfach die Arbeit, für die er gewählt worden sei. Und auch die SVP sei für ein
aktives Parlament, das eine Gegenmacht zur Exekutive und Verwaltung sein müsse. Am
anderen Ende der Skala fand sich Hermann Hess (fdp, TG), der ebenfalls 2015 in den
Nationalrat gewählt worden war und bisher keinen einzigen Vorstoss eingereicht und
nie das Wort ergriffen hatte. Es gebe im Parlament «viel warme Luft ohne Aussicht auf
Resonanz, die vorab der Pflege der eigenen Bekanntheit zu dienen scheint», gab der
Thurgauer dem St. Galler Tagblatt preis. 
Die Weltwoche rechnete vor, dass die Vorstösse von Claude Béglé (cvp, VD), der
ebenfalls durch grosse Aktivität auffiel, die Steuerzahlenden seit seinem Amtsantritt
2015 CHF 544'680 gekostet habe. Das Wochenblatt berief sich auf den Betrag von CHF
6'120, den ein Vorstoss die Verwaltung im Schnitt koste – eine Zahl, die 2007 von den
Parlamentsdiensten als Antwort auf eine Interpellation Spuhler (svp, TG) (Ip. 07.3176) als
Mittel errechnet worden war. Der Bundesrat hatte damals in seiner Antwort
festgehalten, dass es sich aufgrund des wenig aufwendigen Verfahrens und der kleinen
Anzahl untersuchter Vorstösse (7 Motionen, 3 Postulate, 4 Interpellationen) lediglich um
eine Schätzung handle. 

Die Ratsmitglieder hatten 2017 freilich nicht nur Vorstösse eingereicht, sondern auch
erledigt und waren diesbezüglich ebenfalls fleissiger als noch im Vorjahr. Die
Verwaltung und die Exekutive beantworteten im Berichtsjahr 96 Anfragen (2016: 83),
663 Fragen in der Fragestunde (2016: 607) und 628 Interpellationen (2016: 625). Die
Räte erledigten 303 Postulate (2016: 288), 458 Motionen (2016: 458) und 104
parlamentarische Initiativen (2016: 82). Allerdings wurden weniger Bundesratsgeschäfte
(74; 2016: 87), weniger Standesinitiativen (18; 2016: 32) und weniger Petitionen (26;
2016: 39) behandelt als noch 2016. Die Anzahl erledigter Wahlgeschäfte war gleich gross
wie im Vorjahr (26). Damit hatten National- und Ständerat 2017 total 2'396 Geschäfte
erledigt, was eine Arbeitslast bedeutete, die praktisch dem langjährigen Durchschnitt
(2'397 erledigte Geschäfte pro Jahr zwischen 2000 und 2017) entsprach.  

Allerdings waren unter den erledigten Motionen und Postulaten auch ein Grossteil von
gar nicht behandelten Anliegen, weil diese zurückgezogen oder unbehandelt
abgeschrieben worden waren. Dies war bei fast einem Drittel aller 2017 erledigten
Motionen (20.7% der 458 im Jahr 2017 erledigten Motionen wurden zurückgezogen und
10.7% abgeschrieben) und immerhin noch bei jedem fünften Postulat (12.9%
zurückgezogen; 7.3% abgeschrieben) der Fall. Erfolgreich waren 21.8 Prozent aller

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN
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Motionen, womit die Erfolgsrate gegenüber 2016 (28.7%) zwar gesunken war, aber leicht
über dem langjährigen Schnitt (zwischen 2000 und 2017: 21.2%) lag. Erfolgreicher waren
2017 die Postulate: 54.1 Prozent dieser Vorstösse waren angenommen worden (2016:
53.5%; Schnitt: 47.6%). Die grössere Erfolgsrate bei den Postulaten dürfte mit der
geringeren Verbindlichkeit zu tun haben, aber auch mit dem Umstand, dass sie nicht
von beiden Räten überwiesen werden müssen. So wurden immerhin 18.3% der 458
erledigten Motionen zwar vom Erstrat angenommen, aber vom Zweitrat abgelehnt.

Die Aargauer Zeitung interessierte sich eingehender für dieses Phänomen und fand
heraus, dass der Ständerat wesentlich häufiger Anliegen aus dem Nationalrat versenke
als umgekehrt. Die Zeitung berief sich auf Zahlen der laufenden Legislatur und rechnete
aus, dass von 106 im Nationalrat angenommenen Motionen deren 60 nachträglich vom
Ständerat abgelehnt worden seien, wohingegen von 26 in der kleinen Kammer
angenommenen Motionen lediglich sechs von der grossen Kammer kassiert worden
seien. Das «Muster des grosszügigen Nationalrats gegen den pedantischen Ständerat»
wurde in der Zeitung von verschiedenen Parlamentsmitgliedern diskutiert. Es zeige,
dass der Ständerat eine abgehobene Kammer sei, «die schlicht am Volk
vorbeipolitisiert», gab Walter Wobmann (svp, SO) der Zeitung zu Protokoll. Und auch
Fabio Regazzi (cvp, TI) machte beim Ständerat oft eine «Ablehnung aus Prinzip» aus.
Gegen diese Behauptung wehrte sich Ständerat Martin Schmid (fdp, GR): Der
Nationalrat nehme häufig ohne Debatten eine Reihe von Motionen einfach an. Zudem
spielten in der Volkskammer parteipolitische Motive eine viel grössere Rolle. Das
verspreche zwar Publizität, sei aber nicht effektiv. Im Ständerat seien die Hemmungen
grösser, überhaupt einen Vorstoss einzureichen, erklärte auch Pirmin Bischof (cvp, SO).

Auch die Sonntagszeitung interessierte sich für das Schicksal von Motionen und
Postulaten, und zwar für die «Vorstossguillotine» der Abschreibung eines Vorstosses,
die fällt, wenn dieser nicht innert zwei Jahren behandelt wird. Die Zeitung rechnete
Quotienten aus der Anzahl eingereichter und abgeschriebener Postulate und Motionen
von der 45. bis zur 49. Legislatur aus und kam zum Schluss, das die Fraktionen der
Polparteien eine grössere Abschreibungsquote hätten als die Mitte-Parteien. 32.7
Prozent der Vorstösse der Grünen wurden nie behandelt, bei der SP betrug dieser
Anteil 27.6 Prozent und bei der SVP 27.1 Prozent. Die CVP (22.6%), die BDP (18.9%), die
GLP (18.4%) und die FDP (17.2%) hatten hingegen weniger Abschreibungen zu
verzeichnen. Die Meinungen zu diesen Zahlen gingen auseinander. Während Jürg Stahl
(svp, ZH), der selber eine hohe individuelle Abschreibungsquote verzeichnete, diese als
«sinnvollen Selbstreinigungsmechanismus des Parlaments» bezeichnete, fand es
Margret Kiener Nellen (sp, BE) «störend, dass Vorstösse der Polparteien häufiger
abgeschrieben werden». Alle Anliegen müssten sachlich und nicht parteipolitisch
geprüft werden. Ob ein Vorstoss traktandiert wird oder nicht, entscheiden die Büros
der beiden Kammern. Zwischen 2003 und 2008 wurde die automatische Abschreibung
nach zwei Jahren ausgesetzt, die Büros mussten jeweils begründen, weshalb ein
Vorstoss hätte abgeschrieben werden sollen. Allerdings wurde der Automatismus 2008
wieder eingeführt. 6

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Ein Westschweizer Komitee um die Regierungsräte Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und
Mauro Poggia (GE, mcg) lancierte 2017 gleich zwei eidgenössische Volksinitiativen zum
Thema Krankenkassen. Die erste Initiative «Für ein von den Krankenkassen
unabhängiges Parlament» verlangte, dass die Mitglieder der Bundesversammlung
zukünftig keinen Einsitz in Organen von Krankenversicherungen oder wirtschaftlich mit
ihnen verbundenen Organisationen haben und von diesen keine Vergütungen mehr
annehmen dürfen. Bei schweren Verstössen dagegen verlören die Parlamentsmitglieder
ihr parlamentarisches Mandat. Der Konflikt zwischen wirtschaftlichen Interessen und
der öffentlichen Aufgabe müsse beendet werden, da er bisher «echte» Fortschritte in
der Gesundheitspolitik verhindert habe, argumentierte das Komitee. Zudem dürften
Parlamentarierinnen und Parlamentarier auch keine Verbindungen zur SBB oder zur
Post haben, betonten die Initianten. Auf die Kritik, wonach die Leistungserbringenden
erstens deutlich besser im Parlament vertreten und zweitens deutlich stärker für die
Kosten im Gesundheitswesen verantwortlich seien, entgegnete das Komitee, dass diese

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.04.2019
ANJA HEIDELBERGER
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– anders als die Krankenkassen – kein Mandat des Staates hätten, sondern rein
wirtschaftliche Akteure darstellten. 

Die zweite Initiative «Für die Organisationsfreiheit der Kantone bei den
Krankenversicherungen» möchte den Kantonen die Möglichkeit geben, kantonale oder
interkantonale Einheitskrankenkassen zu schaffen. Diese würden die Prämien festlegen
und erheben sowie die zulasten der OKP anfallenden Kosten übernehmen. Die
Krankenversicherungen wären weiterhin für die Administration zuständig, würden aber
von dieser Einrichtung kontrolliert. Die Medien sprachen von einer «Einheitskasse
light», welche die Kantone freiwillig einführen könnten. Letzteres werteten die Medien
als grosses Plus dieser Vorlage, zumal die Initiative für eine öffentliche Krankenkasse,
welche die Kantone zur Einführung von Einheitskassen verpflichten wollte, in der
Westschweiz auf Zustimmung gestossen, von der Deutschschweiz jedoch deutlich
abgelehnt worden war. 

Die Unterschriftensammlung für beide Initiativen startete im Oktober 2017. Vier Monate
vor Ablauf der Sammelfrist berichtete der Tagesanzeiger, dass die Initianten für beide
Initiativen erst 30'000 der nötigen 100'000 Unterschriften zusammen hätten. In der
Deutschschweiz seien die Initiativen kaum auf Interesse gestossen, erklärte Maillard.
Rund 20'000 Unterschriften habe man stattdessen alleine im Kanton Waadt gesammelt.
Jean Blanchard, Generalsekretär des Mouvement Populaire des Familles, kritisierte
insbesondere die SP, die Grünen und die Gewerkschaften, die sich kaum an der
Unterschriftensammlung beteiligt hätten. Nach Ablauf der Sammelfrist im April 2019 gab
die Bundeskanzlei schliesslich das Scheitern der beiden Initiativen bekannt. 7

1) Presse vom 14.9.12; SGT und NLZ, 19.9.12; SGT, 22.9.12; Presse vom 3.10.12; NZZ und TA, 5.10.12; Presse vom 6.10.12; CdT,
13.10.12; NZZ, 7.11.12; TA, 22.11.12; NZZ, 4.12.12.
2) NLZ, 17.3.12; SGT, 19.3.12; NLZ, 2.10.12; BZ, 3.10.12; AZ, 4.10.12; NZZSo und SoZ, 16.12.12; Presse vom 17.12.12; BZ und NLZ,
18.12.12; NF, 24.12.12.
3) SoZ, 27.1.13; NZZ, 28.1., 31.1. und 5.3.13; SO, 14.4.13; NZZ und SN, 25.5.13; NZZ, 28.5.13; SN, 8.6. und 10.9.13; Blick und NZZ,
7.10.13; Blick und SOGL, 8.10.13; Blick und SOGL, 12.10., 23.10. und 24.10.13; NZZ und SOGL, 26.10.13; So-Bli, 27.10.13; NZZ,
31.10.13; SOGL, 5.11.13; AZ und TG, 12.11.13; NZZ, 27.11.13; NZZ und TG, 4.12.13; NZZ, 6.12.13; TG, 12.12.13; SOGL, 14.12.13; TG,
24.12.13.; www.parlament.ch
4) AB NR, 2017, S. 1132; NZZ, 16.6.17; LT, 27.6.17
5) LZ, SGT, 15.3.17; AZ, 16.3.17; TA, 8.5.17; SoZ, 14.5.17; TG, 15.5.17; BaZ, 27.5.17; SGT, 6.6.17; Blick, 16.6.17; SGT, 17.6.17; LZ,
23.6.17; LT, 30.6.17; So-Bli, 16.7.17; LZ, 6.9.17; NZZ, 12.9.17; CdT, Lib, TG, 4.10.17; WW, 26.10.17; So-Bli, 10.12.17
6) Anzahl Vorstösse und Arbeitsbelastung 2017; Ip. 07.3176; AZ, 15.3.17; LZ, 30.5.17; WW, 20.7.17; SGT, 23.10.17; SoZ, 10.12.17
7) BBl 2019, S. 2999; BBl 2019, S. 3000; LMD, LT, NZZ, TA, 4.10.17; NZZ, 17.2.18; TA, 4.12.18

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 5


